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Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz

Mit der Tariflohnbindung richtig umgehen
Kurz vor Ende der Legislaturperiode hat der Deutsche Bundestag im Juni 2021 das Ge-

sundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz beschlossen. Mit diesem möchte der 

Gesetzgeber in der Pflege eine flächendeckende Vergütung auf Tarifniveau sicherstellen. 

Von Stephan Binsch

Reutlingen // So sieht der neue § 72 
SGB XI vor, dass mit Pflegeeinrich-
tungen, welche an einen Tarifvertrag 
oder eine kirchliche Arbeitsrechtsre-
gelung gebunden sind, Versorgungs-
verträge ab dem 1. September 2022 
nur noch dann abgeschlossen wer-

den dürfen, wenn diese ihren Arbeit-
nehmern, die Leistungen der Pflege 
oder Betreuung erbringen, eine Ent-
lohnung zahlen, die in dem jeweili-
gen Tarifvertrag bzw. der jeweiligen 
kirchlichen Arbeitsrechtsregelung 
vereinbart ist. 

Für Pflegeeinrichtungen, die nicht 
an Tarifverträge oder kirchliche Ar-
beitsrechtsregelungen gebunden 
sind, ist gesetzlich normiert, dass mit 
diesen Versorgungsverträge ab dem 
1. September 2022 nur abgeschlos-
sen werden dürfen, wenn diese ihren 
Arbeitnehmern, die Leistungen der 
Pflege oder Betreuung von Pflegebe-
dürftigen erbringen, eine Entlohnung 
zahlen, die die Höhe der Entlohnung 
eines Tarifwerks nicht unterscheidet, 
dessen Geltungsbereich eröffnet ist 
oder dessen fachlicher Geltungsbe-
reich mindestens eine andere Pfle-
geeinrichtung der Region erfasst. 

Versorgungsverträge sind bis 31. 
August 2022 mit Wirkung ab 1. Sep-
tember 2022 an diese Vorgaben anzu-
passen. Bei nicht nur vorübergehen-
der Nichterfüllung der gesetzlichen 
Vorgaben droht die Kündigung von 
Versorgungsverträgen durch die Pfle-
gekassen.

Obgleich Hauptadressat der Neu-
regelung vorrangig Pflegeeinrich-
tungen sind, die Leistungen nach 
dem SGB XI erbringen, so stellt die 
Gesetzesbegründung (vgl. BT-Drs. 
19/30560) klar, dass Leistungen der 
Pflege und Betreuung im Sinne der 
Regelung auch solche der ambulan-
ten Pflege nach dem SGB V sind. 

Somit sind auch außerklinische 
Intensivpflegedienste von der gesetz-
lichen Neuerung betroffen. Für diese 
ergibt sich, je nach Fallkonstellation, 
folgender konkreter Handlungsbe-
darf, um die gesetzlichen Vorgaben 
zu erfüllen.

Pflegedienste mit Tarifbindung

Intensivpflegedienste, welche be-
reits an ein Tarifwerk gebunden sind, 
sind angehalten, ihre derzeitige Per-
sonalvergütung zu überprüfen. Ne-
ben einer dahingehenden Prüfung, 
ob die einzelnen Mitarbeiter zutref-
fend eingruppiert und eingestuft 
sind, ist zu untersuchen, ob auch alle 
tariflichen Zulagen, Zuschläge und 
Sonderleistungen bezahlt werden. 
Sollte nach entsprechender Prüfung 
Anpassungsbedarf bestehen, so sind 

Vergütungsverhandlungen mit den 
Pflegekassen zu führen, welche spä-
testens im August 2022 abzuschlie-
ßen sind..

Pflegedienste ohne Tarifbindung

Intensivpflegedienste, die sich hin-
sichtlich der Vergütung lediglich an 
die Tabellenentgelte eines Tarifwerks 
angelehnt haben, stehen nun vor der 
Aufgabe, die Vergütungssystematik 
des Tarifwerks, vollständig zu über-
nehmen, also auch sämtliche tarif-
lichen Zulagen, Zuschläge und Son-
derleistungen zu bezahlen. Zudem ist 
auch hier eine Überprüfung der Ein-
gruppierung und Einstufung der Mit-
arbeiter angezeigt.

Intensivpflegedienste, die mit ih-
ren Mitarbeitern eine Vergütung frei 
vereinbart haben, stehen vor der Auf-
gabe, zu prüfen, welche Tarifwerke 
vom Geltungsbereich her für sie er-
öffnet sind. Hieran schließt sich der 
Vergleich der Vergütungssystema-
tiken der infrage kommenden Tarif-
werke an. Nach erfolgter Auswahl 
eines Tarifwerkes ist dessen Vergü-
tungsstruktur vollständig zu über-
nehmen.

Bislang nicht an ein Tarifwerk ge-
bundene Intensivpflegedienste ha-
ben den Landesverbänden der Pfle-
gekassen bis 28.02.2022 mitzuteilen, 
welches Tarifwerk für sie maßge-
bend ist. Hieran schließen sich ent-
sprechende Vergütungsverhandlun-
gen mit den Pflegekassen an, welche 
bis spätestens August 2022 abzu-
schließen sind.

Fazit

Die Hausaufgaben, welche der Ge-
setzgeber Intensivpflegediensten – 
gleich, ob tarifgebunden oder nicht 
– aufgegeben hat, sind zweifellos 
vielfältig. Vor dem Hintergrund des 
straffen Zeitplans sollte keine Zeit 
verloren werden.
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Im Rahmen des Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetzes (GVWG) ist der Fortbestand oder die Erteilung von Versor-

gungsverträgen für Pflegeeinrichtungen zwangsweise an die Anwendung von Tarifsystemen geknüpft. � Foto: AdobeStock/Stockfotos-MG
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// Vor dem Hinter-
grund des straffen 
Zeitplans sollte  
keine Zeit verloren 
werden. //

Stephan Binsch

Auswirkungen der Coronakrise

VdK in NRW fordert Notfallplan für künftige Pandemien
Düsseldorf // Der Sozialverband 
VdK Nordrhein-Westfalen hat sich 
im Düsseldorfer Landtag entschie-
den für die Stärkung der häuslichen 
Pflege eingesetzt. „Corona hat bei vie-
len Pflegebedürftigen und ihren An-
gehörigen Ängste vor Ansteckung, 
Spätfolgen, Quarantäne und Ein-
samkeit verstärkt,“ machte der Lan-
desvorsitzende Horst Vöge am 16. 
September in der Landespressekon-
ferenz deutlich.

Er verwies auf eine aktuelle Stu-
die der Hochschule Osnabrück, an der 
sich auch über 12 000 VdK-Mitglie-
der aus NRW beteiligt hatten. Insge-
samt waren es bundesweit 56 000 

Teilnehmer:innen. Demnach fürch-
ten mehr als 78 Prozent der Pflege-
bedürftigen, an Corona zu erkranken 
und an Spätfolgen zu leiden. 

Etwa die Hälfte der Befragten 
(56 Prozent) hätten die Belastungen 
durch die Pflege in der Corona-Zeit 
als sehr viel höher eingeschätzt, sagte 
Manuela Anacker, Pflege-Expertin 
beim VdK NRW. Dazu sei die Einsam-
keit gekommen. „Viele haben sich zu 
Hause richtig eingebuddelt und ein-
geigelt, hatten keine Kontakte mehr 
nach draußen und haben nieman-
den mehr reingelassen“, sagte Ana-
cker. „Einsamkeit macht krank. Man 
wird auch schneller pflegebedürftig. 

Es macht psychisch und physisch 
krank“, so Anacker. Außerdem habe 
die Pandemie in etwa 35 Prozent der 
Pflegehaushalte dazu geführt, dass 
bestehende Unterstützungsange-
bote oder -leistungen abgesagt wur-
den oder nicht mehr in Anspruch ge-
nommen werden konnten. 

Fehlendes Pflegegeld

Die Erhöhung des Pflegegeldes zwar 
zur letzten Pflegereform im Juni ge-
plant gewesen, dann aber zuguns-
ten von stationären Einrichtun-
gen gestrichen worden. Es gehe um 
eine Summe von 1,8 Milliarden Euro. 

„Das ist der falsche Weg. Die Pflege 
zu Hause braucht dringend mehr Un-
terstützung. Demzufolge werden wir 
uns vorbehalten die ausgebliebene 
Erhöhung des Pflegegeldes einzukla-
gen – notfalls gehen wir bis zum Bun-
desverfassungsgericht,“ kündigte der 
Vorsitzende an. „Uns fehlt einfach das 
höhere Pflegegeld.“

Pandemieplan für die Zukunft

Unabhängig von den Auswirkun-
gen der Corona-Krise fordert der VdK 
NRW seine steuerfinanzierte Pflege-
vollversicherung, ein einheitliches 
Entlastungsbudget, die Einführung 

einer Lohnersatzleistung für pfle-
gende Angehörige analog zum El-
terngeld sowie einen NRW-Notfall-
plan für künftige Pandemien, der die 
Versorgung zu Hause sicherstellt. 

Auch rentenrechtlich müssen 
pflegende Angehörige besser abgesi-
chert werden. „Pflege darf nicht arm 
machen. Wir erwarten von der neuen 
Bundesregierung Lösungsvorschläge 
zu den Themen Pflege und Rente 
gleich zu Beginn der Legislaturperi-
ode“, unterstreicht Vöge, der zugleich 
als Vizepräsident des VdK Deutsch-
land aktiv ist.� (ck/dpa)

ee vdk.de/nrw

Home Instead

Reformvorschläge 
zweite Auflage
Köln // Im Frühjahr 2020 hat das 
Betreuungsunternehmen Home 
Instead in einer Broschüre neun Re-
formvorschläge zur Pflegeversiche-
rung aus ambulanter Perspektive 
veröffentlicht. Mit dem GVWG (siehe 
Beitrag links) sind einige Veränderun-
gen von Home Instead in die zweite 
Auflage unter dem Titel „Gestal-
tungsvorschläge zur Pflegeversiche-
rungsreform aus ambulanter Sicht“ 
eingearbeitet worden.

Auf wenigen Seiten wurden 
von Home Instead sieben wichtige 
Punkte ausgeführt. 
ee Dynamisierung der Sachleistun-

gen der Pflegeversicherung an-
hand eines Referenzwertes der 
Kostensteigerungen

ee Verlässliche Einpreisung aller 
Kostensteigerungen und des Un-
ternehmerlohns in die Pflegesätze 
(Vergütungen)

ee Bundesweit einheitliches, recht-
lich anerkanntes Verfahren zur 
Preisfindung (Vergütungsver-
handlung)

ee Die Zusammenfassung der Sach-
leistungsbudgets verbessert die 
Passgenauigkeit der häuslichen 
Betreuung und Pflege

ee Geldleistungen (Pflegegeld) müs-
sen an konkrete Leistungen ge-
knüpft werden

ee Beschäftigungsverhältnisse von 
24-Stunden-Betreuungskräften 
(Live-in) legal ausgestalten

ee Ergänzende virtuell-digitale Be-
treuungsleistungen ermöglichen

„Die für die stationäre Pflege genann-
ten hohen Kosten für die Pflegebe-
dürftigen bzw. deren Angehörigen 
finden sich auch in der ambulanten 
Versorgung“, heißt es in den Gestal-
tungsvorschlägen. Diese Kosten seien 
sogar deutlich ausgeprägter, aber sta-
tistisch nicht erkennbar. Angehörige 
und Zugehörige würden erhebliche 
direkte Pflege-, Betreuungs- und Sor-
gearbeit erbringen. Anders als in der 
stationären Pflege würden die im SGB 
XII verankerten Hilfen zur Pflege (§§ 
61 SGB XII) ambulant kaum genutzt. 
„Zum einen wissen viele Menschen 
nichts von diesem Anspruch und 
zum anderen sind die Kommunen 
bei Pflegeberatungen sehr zurückhal-
tend, da diese Leistungen direkt den 
kommunalen Haushalt belasten“, er-
läutert das Unternehmen.� (ck)

ee homeinstead.de
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